
druck, daß die Erziehungsarbeit nicht ausschließlich im 
Betrieb erfolgen darf. Es muß eine richtige Zusammen­
arbeit mit den Organen und gesellschaftlichen Kräften 
des Wohnortes hergestellt werden.

Wie wichtig dies ist, zeigen nicht zuletzt eine Reihe 
von Beurteilungen im Strafverfahren. Mitunter werden 
vom Betrieb und Wohnort unterschiedliche, ja sogar 
gegensätzliche Einschätzungen gegeben, weil die Werk­
tätigen des Betriebes nicht wissen, wie der Betriebs­
angehörige im Ort auftritt, und die gesellschaftlichen 
Kräfte im Ort nicht das Verhalten ihres Einwohners 
im betrieb beurteilen können.

Die gesellschaftlichen -Kräfte des Betriebes und des 
Wohnortes müssen sich gemeinsam verantwortlich 
fühlen. In dieser Richtung gibt es erst einige Ansätze. 
Das Schöffenkollektiv der Gemeinde Zeuthen nahm 
z. B. in einem Fall mit dem Betrieb, in dem der Rechts­
verletzer arbeitet, Verbindung auf, und gemeinsam 
haben die Schöffen mit den Organisationen d§s Betrie­
bes und des Ortes die Einschätzung über den Werk­
tätigen ausgearbeitet. In der Gemeinde Eichwalde be­
ginnen sich die Ausschüsse der Nationalen Front um 
die Menschen zu kümmern, die im Betrieb eine 
schlechte Arbeitsmoral zeigen.

7. Bei unseren Untersuchungen im VEB Schwer­
maschinenbau „Heinrich Rau“ stießen wir letztlich auf 
folgende Problematik:

Nach § 2 StEG hat das Gericht nach Ablauf der Be­
währungszeit — wenn die im § 2 StEG genannten Vor­
aussetzungen vorliegen — durch Beschluß festzustellen, 
daß der Verurteilte als nicht bestraft gilt. Alleinige 
Voraussetzung ist, daß die Bedingung für die Voll­
streckung der Strafe nicht eingetreten ist. Während der 
Bewährungszeit war aber die Brigade bemüht, den be­
dingt Verurteilten so zu erziehen, daß die Ursachen, 
die zur Rechtsverletzung geführt hatten, beseitigt wur­
den. Die Mitglieder der Brigaden im VEB Schwer­
maschinenbau „Heinrich Rau“ waren daher der Auf­
fassung, daß der Beschluß des Gerichts gemäß § 2 StEG 
in der Brigade bekanntgegeben werden sollte, um die 
Ergebnisse der erzieherischen Einflußnahme des Kol­

lektivs auf den ehemaligen Rechtsverletzer innerhalb 
der Bewährungszeit einzuschätzen. Die Brigademitglie­
der könnten dann zugleich darlegen, in welcher Hin­
sicht der Werktätige noch an sich arbeiten muß und 
welchen Gesichtspunkten in der Erziehungsarbeit der 
Brigade besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden ist. 
Meines Erachtens verdient dieser Vorschlag der Bri­
gaden Beachtung.

8. Das Ergebnis der Aussprachen mit den Brigaden im 
VEB Schwermaschinenbau „Heinrich Rau“ wurde in 
einer Dienstbesprechung des Kreisgerichts und an­
schließend mit Vertretern des FDGB-Kreisvorstandes, 
der Abteilung Innere Angelegenheiten des Rates des 
Kreises, des Kreissekretariats der Nationalen Front und 
der Sicherheitsorgane ausgewertet. Im Mittelpunkt 
stand die Frage, welchen Beitrag die gesellschaftlichen 
Kollektive, Organisationen und staatlichen Organe zur 
Erziehung der Rechtsverletzer leisten müssen.

Kritisch stellten wir fest, daß dies die erste gemein­
same Aussprache über die Fragen der Einbeziehung der 
Gesellschaft in die gerichtlichen Verfahren und über 
die Erziehung der Verurteilten war. Es wurden Hin­
weise gegeben, die deutlich zeigen, daß gute Ansätze 
einer gesellschaftlichen Erziehung der Rechtsbrecher 
vorhanden sind, die verallgemeinert und weiterent­
wickelt werden müssen.

Notwendig ist es aber auch, die große Kraft der Schöf­
fen für die Durchsetzung der Forderung des Staats­
rates zu nutzen. In der Schöffenkonferenz des Kreises 
berichtete daher das Schöffenkollektiv des VEB Schwer­
maschinenbau „Heinrich Rau“ über das Ergebnis der 
Untersuchungen. So erreichten wir eine schnelle Ver­
allgemeinerung der guten Arbeit dieses Kollektivs.

*

Die im Zusammenhang mit den Ergebnissen unserer 
Untersuchungen hier dargel^gten Auffassungen stellen 
erste Überlegungen dar. Sie müssen auf jeden Fall 
durch weitere Untersuchungen über die Arbeit der ge­
sellschaftlichen Kollektive mit Rechtsverletzern ergänzt 
werden.

HANS NEUMANN, Oberrichter am Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt

Eifahrungen aus der Durchsetzung der Rechtspflege­
beschlüsse des Staatsrates in der Rechtsprechung 
des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt

Der Beschluß des Staätsrates der Deutschen Demo­
kratischen Republik vom 24. Mai 1962 hat uns — ebenso 
wie der Beschluß vom 30. Januar 1961 — grundlegende 
Hinweise zur Verbesserung und Vervollkommnung der 
Arbeitsweise der Rechtspflegeorgane gegeben. Dank 
der Hilfe unseres Staatsrates hat sich die Aktivität und 
Initiative unserer Mitarbeiter erheblich gesteigert. Wir 
sind in der letzten Zeit ein gutes Stüde voran­
gekommen.

Diese Einschätzung unserer Tätigkeit, die immer mehr 
die Prinzipien unserer Gerechtigkeit durchsetzen hilft, 
möchte ich aus der Sicht der Rechtsprechung des 
2. Strafsenats des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt 
näher begründen:

Ohne Zweifel gilt auch für uns die im Beschluß vom
24. Mai 1962 enthaltene Feststellung, daß nach Erlaß 
des Rechtspflegebeschlusses vom 30. Januar 1961 ge­
wisse Fortschritte erzielt wurden. Gleichwohl darf nicht

verschwiegen werden, daß- wir Gefahr liefen, den 
Staatsratsbeschluß vom 30. Januar 1961 aus dem Auge 
zu verlieren, als wir nicht gleich erkannten, daß die 
Errichtung des antifaschistischen Schutzwalles „noch 
bessere Bedingungen für die Bekämpfung von Rechts­
verletzungen durch die Kräfte der sozialistischen Ge­
sellschaftsordnung“ schuf. Die Kritik des Staatsrates, 
daß „die gesellschaftlichen Möglichkeiten noch nicht ge­
nügend zur Grundlage der gesamten Tätigkeit der 
Organe der Rechtspflege wurden“, traf auch für uns zu. 
Dennoch waren wir schon seit Ende des vergangenen 
Jahres bemüht, auf die nach wie vor volle Gültigkeit 
des Staatsratsbeschlusses vom 30. Januar 1961 zu orien­
tieren. Durch exakte Erforschung der gesellschaftlichen 
Hintergründe kamen wir auch bei Fällen von Staats­
verleumdung, Widerstandsdelikten usw. zu bedingten 
Verurteilungen oder auch zur Anwendung des § 8 
StEG.


